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____________________________________ 

 

Thema dieser Ausgabe 

   

 AfA-Berechtigung nach entgeltlichem Erwerb eines Anteils an einer vermögensverwaltenden Personengesellschaft 

(BFH, Urt. v. 3.5.2022 – Az. IX R 22/19) 

 

   

____________________________________ 

 

Ist nach dem entgeltlichen Erwerb eines Anteils an 

einer vermögensverwaltenden Personengesellschaft 

streitig, in welcher Höhe dem Erwerber auf die (anteilig 

miterworbenen) abnutzbaren Wirtschaftsgüter des 

Gesamthandsvermögens AfA zusteht und in welchem 

Umfang der auf der Gesellschaftsebene ermittelte und 

ihm zugerechnete Ergebnisanteil deshalb korrigiert 

werden muss, ist der Erwerber zum Klageverfahren der 

Gesellschaft gegen den Feststellungsbescheid 

notwendig beizuladen. 

Hat der Gesellschafter einer vermögensverwaltenden 

Personengesellschaft seinen Anteil entgeltlich 

erworben, kann er AfA auf die anteilig miterworbenen 

abnutzbaren Wirtschaftsgüter des Gesamthands-

vermögens nur nach Maßgabe seiner 

Anschaffungskosten und der Restnutzungsdauer des 

jeweiligen Wirtschaftsguts im Zeitpunkt des 

Anteilserwerbs beanspruchen. 

Bei der Ermittlung der AfA-Berechtigung des Erwerbers 

nach entgeltlichem Anteilserwerb erhöhen die dem 

Anteil entsprechenden Gesellschaftsschulden die 

Anschaffungskosten des Erwerbers, soweit sie den 

anteilig miterworbenen abnutzbaren Wirtschaftsgütern 

des Gesamthandsvermögens direkt zugeordnet werden 

können. 

Die Anschaffungskosten des Anteilserwerbers sind, 

soweit sie den Buchwert der erworbenen Beteiligung 

übersteigen, den anteilig miterworbenen 

Wirtschaftsgütern des Gesamthandsvermögens nach 

dem Verhältnis der in ihnen ruhenden stillen Reserven 

einzeln zuzuordnen. 

Beim anteiligen Miterwerb von bebauten Grundstücken 

des Gesamthandsvermögens ist --soweit es um die AfA 

des Anteilserwerbers geht-- eine erneute Aufteilung der 

anteiligen Anschaffungskosten auf Grund und Boden 

einerseits und Gebäude andererseits erforderlich. 

Hintergrund 

Der Einkommensteuer unterliegen natürliche Personen. 

Werden Einkünfte durch mehrere Personen über eine 

Personengesellschaft erzielt, erfolgt die Besteuerung in 

einem gestuften Verfahren. In einem ersten Schritt 

werden die Einkünfte auf Ebene der Gesellschaft ermit-

telt und den Gesellschaftern anteilig zugerechnet. Es 

ergeht ein Bescheid zur gesonderten und einheitlichen 



 
 
 
 

Newsletter Seite 2/4 
 

Feststellung von Besteuerungsgrundlagen. In einem 

zweiten Schritt erfolgt dann die Besteuerung der auf der 

ersten Stufe zugerechneten anteiligen Einkünfte über 

die private Einkommensteuer des Gesellschafters. Die 

zugerechneten Einkünfte fließen in den persönlichen 

Einkommensteuerbescheid ein, woraus sich dann die 

Steuerzahllast ergibt. 

Bei Wirtschaftsgütern der Personengesellschaft, deren 

Verwendung oder Nutzung zur Erzielung von Einkünf-

ten sich auf einen Zeitraum von mehr als einem Jahr 

erstreckt, sind die Anschaffungs- oder Herstellungskos-

ten steuermindern nur über die Absetzung für Abnut-

zung (AfA) zu berücksichtigen. Die Berücksichtigung 

der AfA hat auf der ersten Ebene des gestuften Verfah-

ren zu erfolgen. 

Der Bundesfinanzhof hatte nun mit Urteil vom 3.5.2022 

(Az. IX R 22/19) zu entscheiden, wie im Bezug auf die 

Abschreibung für Abnutzung die Zurechnung der Ein-

künfte erfolgt, wenn bei einer vermögensverwaltenden 

Personengesellschaft mit Vermietungseinkünften ein 

Gesellschafter seinen Anteil erst später entgeltlich 

erworben hat (und nicht von Beginn an beteiligt war). 

Maßgeblicher Gesetzestext 

Die für die Entscheidung des BFH maßgeblichen ge-

setzlichen Regelung sind §§ 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 9 

Abs. 1 Satz 3 Nr. 7 EStG, § 255 Abs. 1 HGB. Diese 

lauten wie folgt: 

§ 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG 

Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung sind 

1. Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung von 

unbeweglichem Vermögen, insbesondere von Grund-

stücken, Gebäuden, Gebäudeteilen, Schiffen, die in ein 

Schiffsregister eingetragen sind, und Rechten, die den 

Vorschriften des bürgerlichen Rechts über Grundstücke 

unterliegen (z.B. Erbbaurecht, Mineralgewinnungs-

recht); 

§ 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 7 EStG 

(1) Werbungskosten sind Aufwendungen zur Erwer-

bung, Sicherung und Erhaltung der Einnahmen. Sie 

sind bei der Einkunftsart abzuziehen, bei der sie er-

wachsen sind. Werbungskosten sind auch 

7. Absetzungen für Abnutzung und für Substanzverrin-

gerung, Sonderabschreibungen nach § 7b und erhöhte 

Absetzungen. 

§ 255 Abs. 1 HGB 

Anschaffungskosten sind die Aufwendungen, die ge-

leistet werden, um einen Vermögensgegenstand zu 

erwerben und ihn in einen betriebsbereiten Zustand zu 

versetzen, soweit sie dem Vermögensgegenstand ein-

zeln zugeordnet werden können. Zu den Anschaffungs-

kosten gehören auch die Nebenkosten sowie die nach-

träglichen Anschaffungskosten. Anschaffungspreismin-

derungen, die dem Vermögensgegenstand einzeln 

zugeordnet werden können, sind abzusetzen. 

Urteil des Bundesgerichtshofs 

Sein Urteil vom 3.5.2022 fasst der Bundesfinanzhof in 

der Pressemitteilung Nr. 38/22 vom 22.9.2022 wie folgt 

zusammen:  

„Hat der Gesellschafter einer vermögensverwaltenden 

Personengesellschaft seinen Anteil entgeltlich erwor-

ben, kann er AfA auf die anteilig miterworbenen ab-

nutzbaren Wirtschaftsgüter des Gesamthandsvermö-

gens nur nach Maßgabe seiner Anschaffungskosten 

und der Restnutzungsdauer des jeweiligen Wirtschafts-

guts im Zeitpunkt des Anteilserwerbs beanspruchen. 

Verbindlichkeiten der Gesellschaft erhöhen anteilig die 

Anschaffungskosten des Erwerbers, soweit sie den 

mittelbar erworbenen abnutzbaren Wirtschaftsgütern 

des Gesamthandsvermögens einzeln zuzuordnen sind. 

Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) mit Urteil vom 

03.05.2022 – IX R 22/19 entschieden. 

Im Streitfall waren ursprünglich zwei Brüder zu je 50% 

an einer vermögensverwaltenden Gesellschaft bürgerli-

chen Rechts (GbR) beteiligt. Die GbR erzielte Einkünfte 

aus Vermietung und Verpachtung. Ein Gesellschafter 

schied aus der Gesellschaft aus, indem er seinen Anteil 

teilweise an seinen Bruder und teilweise an seine 

Schwägerin veräußerte. Streitig war vor allem, ob die 

von der GbR für den Erwerb von Grundstücken aufge-

nommenen und noch nicht getilgten Darlehen (Verbind-

lichkeiten der GbR) die Anschaffungskosten der Erwer-

ber und dementsprechend die AfA auf die anteilig mit-

erworbenen Gebäude erhöhte. Das Finanzamt und das 

Finanzgericht (FG) hatten dies abgelehnt. 



 
 
 
 

Newsletter Seite 3/4 
 

Die Revision der Klägerin (GbR) hatte Erfolg. Nach 

ständiger Rechtsprechung des BFH ermittelt eine Per-

sonengesellschaft die gemeinschaftlich erzielten Ein-

künfte. Sie berücksichtigt dabei (auf Gesellschaftsebe-

ne) AfA auf die vermieteten Gebäude nach den histori-

schen Anschaffungskosten. Die so ermittelten Einkünfte 

werden den Gesellschaftern nach ihren Beteiligungs-

verhältnissen unmittelbar zugerechnet. Daran ändert 

sich nichts, wenn ein Gesellschafter seinen Anteil ent-

geltlich auf einen oder mehrere neue Gesellschafter 

überträgt. Gesellschafter, die ihre Beteiligung nachträg-

lich entgeltlich erworben haben, können die in ihrem 

Ergebnisanteil berücksichtigte AfA aber nicht bean-

spruchen. Ihre AfA-Berechtigung bemisst sich vielmehr 

nach den individuellen Anschaffungskosten und nach 

Maßgabe der voraussichtlichen Restnutzungsdauer des 

anteilig miterworbenen abnutzbaren Wirtschaftsguts im 

Zeitpunkt des Anteilserwerbs. Der ihnen zugerechnete 

Ergebnisanteil muss deshalb korrigiert werden, soweit 

die zustehende AfA von der AfA abweicht, die auf Ge-

sellschaftsebene bei der Ermittlung der Einkünfte be-

rücksichtigt worden ist. 

Das Urteil befasst sich grundlegend und ausführlich mit 

der Frage, wie der Korrekturbetrag zu ermitteln ist. Es 

stellt außerdem klar, dass der Korrekturbetrag Gegen-

stand der einheitlichen und gesonderten Gewinnfest-

stellung ist, auch wenn er nur die persönlichen Verhält-

nisse einzelner Gesellschafter betrifft (Ergänzungsbe-

reich). Daraus ergibt sich zugleich, dass die betreffen-

den Gesellschafter zur Klage der Gesellschaft gegen 

den Gewinnfeststellungsbescheid notwendig beizula-

den sind, was im Streitfall unterblieben war. 

Verbindlichkeiten der Gesellschaft erhöhen die An-

schaffungskosten des Erwerbers. Den anteilig miter-

worbenen Wirtschaftsgütern sind sie nur zuzuordnen, 

soweit eine solche Zuordnung auch auf Gesellschafts-

ebene besteht. Dieser Zusammenhang war im Streitfall 

gegeben, da die Gesellschaft die Darlehen aufgenom-

men hatte, um bestimmte Vermietungsobjekte zu er-

werben. Die Darlehen konnten deshalb auf Gesell-

schaftsebene einzelnen Wirtschaftsgütern eindeutig 

zugeordnet werden. 

Übersteigen die Anschaffungskosten des Anteilserwer-

bers die Summe der Buchwerte der anteilig miterwor-

benen Wirtschaftsgüter, sind sie insoweit den anteilig 

miterworbenen Wirtschaftsgütern nach dem Verhältnis 

der in ihnen ruhenden stillen Reserven einzeln zuzu-

ordnen. Die Aufteilung der sog. Mehranschaffungskos-

ten erfordert dann eine Einzelbewertung jedes in Be-

tracht kommenden Wirtschaftsguts im Zeitpunkt des 

Anteilserwerbs. 

Gehört ein bebautes Grundstück zum anteilig miterwor-

benen Gesellschaftsvermögen, ist eine erneute Auftei-

lung der anteiligen Anschaffungskosten auf Grund und 

Boden einerseits und Gebäude andererseits erforder-

lich, um eventuell im nicht abnutzbaren Wirtschaftsgut 

Grund und Boden entstandene stille Reserven zutref-

fend zu erfassen. Im Streitfall hat der BFH die Sache an 

das FG zurückverwiesen, damit es die erneute Auftei-

lung nachholt. Vor diesem Hintergrund hat der BFH 

davon abgesehen, die unterbliebenen Beiladungen 

selbst vorzunehmen.“ 

Vorinstanz 

Vorinstanz war das Finanzgericht Köln, dessen Urteil 

vom 10.10.2018, (Az. 9 K 3049/15) mit Revision ange-

griffen worden war. 

Fazit 

Das Besprechungsurteil hat große Bedeutung für die 

Praxis. Bei einem Gesellschafter, der seinen Anteil an 

der vermögensverwaltenden Personengesellschaft 

entgeltlich erwirbt, ist, wie beim Anteilskauf bei einer 

gewerblichen Personengesellschaft, mit einer Ergän-

zungsrechnung individuell die Abschreibung für den 

neuen Gesellschafter zu ermitteln.  

 

8.10.2022 

Dr. Johannes Stehr 
Rechtsanwalt Steuerberater 
Fachanwalt für Steuerrecht 
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